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Berichtsvorlage 
Ref.III/008/2024 

 
 

 

  
 

Beratung Datum Behandlung Ziel 

Umweltausschuss 05.06.2024 öffentlich Bericht 
 

Betreff: 

Geplanter 8-streifigerAusbau derA9 im Bereich Fischbach 
hier: Antrag der Stadtratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 21.03.2024 

 
Anlagen: 

Stellungnahme 
Antrag Stadtratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 21.03.2024 
Unterlagenverzeichnis 
Übersichtskarte 

Bericht: 
 
Für das fragliche Vorhaben wird auf Antrag der „Die Autobahn GmbH des Bundes“ 
Niederlassung Nordbayern das Planfeststellungsverfahren nach Bundesfernstraßengesetz 
(FStrG) durchgeführt. Planfeststellungsbehörde ist die Regierung von Mittelfranken. 
 
Das Vorhaben tangiert das Stadtgebiet Nürnberg im Bereich Fischbach. Daher wurde die Stadt 
Nürnberg beteiligt und um Stellungnahme gebeten. Grundlage sind / waren umfangreiche 
Unterlagen. Zur Übersicht sind das Unterlagenverzeichnis und der Übersichtslageplan beigefügt. 
Für das Vorhaben ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen. Daher ist / war 
Gegenstand der instruierten Unterlagen auch ein UVP-Bericht. 
 
Die Verwaltung hat mit Schreiben vom 27.03.2024 - über SÖR gebündelt - eine 
Gesamtstellungnahme fristgerecht abgegeben. Diese ist beigefügt. Hinsichtlich der im Antrag 
der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen gestellt Fragen wird auf diese Stellungnahme verwiesen. 
 
Zusammenfassend wird festgestellt, dass der Ausbau aus verschiedenen Gründen kritisch 
bewertet und der derzeitige Bedarf angesichts der Einstufung im Bundesverkehrswegeplan als 
„Maßnahme im weiteren Bedarf mit Planungsrecht“ in Frage gestellt wird. 
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1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
 

 Gesamtkosten       € Folgekosten       € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv       € davon Sachkosten       € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 

 

 

Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 

(mit Ref. I/II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. I/II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Ges chäftsbereich: 

      

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von       Vollkraftstellen (Einbringung 

und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 
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2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
 

Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

 
  Ja Von einem Ausbau und den damit verbundenen Folgen wäre die Bevölkerung 

unabhängig von Diversity-Aspekten betroffen. 

 

4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)  

   3. BM  

   Ref. VI 
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